




Textliche Festsetzungen 

Bebauungsplan Nr. 462 
- RennbahnBüroPark Stresemannallee - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 06.06.2011 Es gilt die BauNVO 1990 

1. Art und Maß der baulichen Nutzung 

Im Sondergebiet „Büro und Forschung“ gemäß § 11 Absatz 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO), 
in Verbindung mit § 16 Abs. 3 BauNVO, sind nur folgende Nutzungen zulässig: 

• Im Erdgeschoss sind nur Kfz-Einstellplätze und technische Nebenanlagen zulässig. 
• In den Obergeschossen sind nur Büros und Forschungseinrichtungen zulässig. 
• Ausnahmsweise können im Erdgeschoss Büros und Forschungseinrichtungen zugelassen wer-

den, wenn die bauordnungsrechtlich notwendigen Stellplätze in einer Tiefgarage nachgewiesen 
werden. 

• Außerhalb der überbaubaren Flächen sind gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO Stellplätze, überdachte 
Stellplätze und Garagen nicht zulässig. 

• Die festgesetzten maximalen Gebäudehöhen dürfen durch untergeordnete technisch bedingte 
Dachaufbauten auf max. 20 % der bebauten Fläche um bis zu 3,50 m überschritten werden. 

2. Immissionsschutz 

Gemäß § 9 Abs. 1 Ziff. 24 Baugesetzbuch (BauGB) sind besondere bauliche Vorkehrungen zum 
Schutz vor Lärmbelästigungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes vorgeschrieben: 
Zum Schutz der Büro- und sonstige Aufenthaltsräume im Plangebiet muss das resultierende Schall-
dämmmaß R`w,res für Außenbauteile mindestens 35 dB (Lärmpegelbereich IV gem. DIN 4109 Schall-
schutz im Hochbau) betragen. Ausnahmen von den Festsetzungen können zugelassen werden, 
soweit durch einen anerkannten Sachverständigen nachgewiesen wird, dass geringere Maßnahmen 
ausreichen. 

3. Beseitigung von Niederschlagswasser 

Gemäß § 51 a Landeswassergesetz NRW in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB ist das anfallende 
Niederschlagswasser der Dachflächen und der sonstigen befestigten Flächen in das öffentliche 
Kanalnetz einzuleiten. 

4. Ökologische Maßnahmen 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nrn. 20 und 25 BauGB sind folgende Maßnahmen festgesetzt: 

4.1. Ausgleichsmaßnahmen für Eingriffe durch öffentliche Verkehrsflächen 

Innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen sind mindestens 30 standortgerechte, großkronige Laub-
bäume (z.B. Ahorn, Eiche, Esche, Linde; Pflanzqualität: mind. 18 cm Stammumfang) zu pflanzen. Je 
Baum ist eine offene und zu begrünende Bodenfläche von mind. 6 qm vorzusehen. 

4.2. Ausgleichsmaßnahmen für Eingriffe durch private Baumaßnahmen 

Je 1.000 qm Grundstücksfläche ist mindestens ein standortgerechter Laubbaum 1. oder 2. Ordnung 
zu pflanzen. Die Gebäudezwischenräume sind nur mit Wiesen anzulegen, Bäume sind hier nicht zu-
lässig. 
Flach- und Pultdächer bis 15° Dachneigung sind extensiv mit einer standortgerechten Vegetation zu 
begrünen, es sei denn die Dachfläche wird zur Gewinnung von Sonnenenergie genutzt. Der ökolo-
gische Ausgleich ist dann an anderer Stelle nachzuweisen. 



(Hinweis: Als ökologische Ausgleichsflächen (Waldflächen und Waldsaum) außerhalb des Bebau-
ungsplans werden die Grundstücke Gemarkung Rosellen, Flur 2, Flurstück 117, mit einer Größe von 
ca. 7.500 qm, und Gemarkung Grimlinghausen, Flur 12, Flurstück 639, mit einer Größe von ca. 1150 
qm, zugeordnet.) 

5. Örtliche Bauvorschriften 

Gem. § 86 Bauordnung Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit § 9 Absatz 4 BauGB sind folgende 
örtliche Bauvorschriften festgesetzt: 
Einfriedungen sind erst ab einem Abstand von 2 m hinter der Straßenbegrenzungslinie zulässig. Der 
Zwischenraum ist mit Pflanzen zu begrünen und unversiegelt zu gestalten. Einfriedungen dürfen nur 
bis zu einer Höhe von 1,80 m als transparenter Zaun und / oder Hecke ausgeführt werden. 
Zwischen der Einfriedung und der Straßenbegrenzungslinie sind Werbeanlagen nicht zulässig. Hin-
weisschilder auf die Zufahrt sind zulässig. 
Werbeanlagen dürfen die festgesetzte Höhe baulicher Anlagen (OK) nicht überschreiten. 
Fremdwerbung ist generell unzulässig. 

6. Hinweise 

Baugrundrisiken (Kampfmittel, Grundwasser, Qualmwasser, Hochwasser, Altlasten, Erdbeben, Erd-
rutsche, Bodendenkmäler, etc.) sind vom Bauherrn eigenverantwortlich zu prüfen. 
Aufgrund der Lage des Plangebietes muss bei extremen Hochwasserständen eventuell mit einer 
Überflutung der Erschließungsanlagen und privaten Grundstücke, insbesondere der Erdgeschosse, 
gerechnet werden. Schutzmaßnahmen sind vom Bauherrn eigenverantwortlich zu prüfen und ggfs. 
umzusetzen. 
Die Zugänglichkeit und Evakuierung der Grundstücke bei Hochwasser ist durch die Bauherren eigen-
verantwortlich zu prüfen. 


